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Thüringen hat gewählt und die siebte  
Legislatur des Landtages neigt sich dem 
Ende zu. Neue Mehrheiten werden gera-

de gesucht, damit es zu stabilen und demokra-
tischen Verhältnissen unter schwierigen  
Bedingungen kommt. 

Wir als Linke im Thüringer Landtag werden wei-
ter daran arbeiten, dass Thüringen menschlich, 
stark und gerecht gestaltet wird. Während Debat-
ten über Koalitionsoptionen in Form von Farb- und 
Rechenspielen geführt werden, wollen wir auch 
bereits den Fokus auf das setzen, was Thüringen 
braucht. Bildung und Betreuung beitragsfrei bleibt 
weiter unsere Maxime. Wir wollen deshalb das 
dritte beitragsfreie Kindergartenjahr, als nächsten 

Schritt zur kompletten Beitragsfreiheit. 
Wir wollen, dass Wohnen in Stadt und 

Land in guten Händen ist und als Un-
terstützung zu genossenschaftlichen 
und kommunalen Akteuren eine 
Landeswohnungsbaugesellschaft 
etablieren. 

Wir wollen unsere Wirtschaft und 
Industrie in Thüringen schützen und 

mit öffentlichen Beteiligungen unter 
die Arme greifen, damit Beschäftigte 
nicht in die Röhre schauen, wenn der 

Wandel an das Werkstor klopft. Wir 
wollen, dass kein Mensch in Thüringen 

in Angst und Sorge um sich und die Zu-
kunft leben muss. 

Das sind nur einige von vielen Punkten, die wir 
schnell angehen wollen. Denn die gesellschaftli-
chen und politischen Herausforderungen können 
nicht warten. Wir stehen zu unserer parlamentari-
schen und politischen Verantwortung als Die Linke 
im Thüringer Landtag und nehmen sie wahr. Auch 
um unsere Demokratie und den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu stärken. 

Denn denen, die Unternehmen, die sich für 
Weltoffenheit einsetzen, wirtschaftliche Turbulen-
zen wünschen, können und wollen wir das Land 
nicht überlassen. Mit politischen Kräften, die von 
Abschottung träumen, wird ein Land wie Thürin-
gen keine Zukunft haben. Umso mehr gehen wir 
mit Mut und Zuversicht in diese neue Legislatur, die 
vor uns liegt. 

Lassen sie uns das gemeinsam tun.

Herzlich, Ihr Christian Schaft
Fraktionsvorsitzender

Mut und  
Zuversicht
„Mit Angst und Abschottung wird  
Thüringen keine Zukunft haben.“

12 Punkte in  

12 Wochen

Was wir im Thüringer 

Landtag angehen wollen, 

erfahren Sie ab Seite 6
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Mit dem Wahlergebnis 
vom 1. September steht 
der Thüringer Landtag 

erneut vor einer großen politi-
schen Herausforderung. Für sta-
bile und demokratische Mehrhei-
ten müssen neue Wege gesucht 
und gegangen werden. Dazu 
braucht es viel Vertrauen und 
Gespräche zwischen Demo-
krat:innen in den nächsten Ta-
gen und Wochen.
Was macht die Situation im Land-
tag so kompliziert? Ein Blick auf 
die Hintergründe:

Das Wahlergebnis lässt nur eine 
Option für eine klassische demokra-
tische Mehrheitsregierung 
zu, aus CDU, BSW und Die 
Linke. Die CDU hat aller-
dings immer noch einen 
Unvereinbarkeitsbeschluss 
mit der AfD und der Lin-
ken. Andere Konstellatio-
nen im Landtag ohne die 
AfD kommen auf keine 
alleinige Mehrheit. Wie 
schon in der letzten Legis-
latur wären man also auf 
die Unterstützung der Op-
position angewiesen, um 
Mehrheiten zu erlangen. 
Will man sich dabei nicht 
von der AfD abhängig ma-
chen ist zum Beispiel eine 
Koalition auf CDU, BSW und SPD auf 
die Zusammenarbeit mit der Linken 
angewiesen. Als Linke Fraktion tra-
gen wir damit eine besondere Ver-
antwortung und nehmen diese auch 
an. 

Die AfD will politischen Stillstand 
für ihre Agenda

Kein Interesse an stabilen und 
demokratischen Verhältnissen hat 
die AfD. Das Parlament wird von 
ihr nur als Bühne für ihr völkisches 
und nationalistisches Gedankengut 
genutzt. Die mangelnde bisweilen 
völlig erlahmte Arbeit in den Aus-
schüssen ist ein Beweis dafür. Die 
AfD unter Führung von Rechtsau-
ßen Björn Höcke verfolgt damit eine 
demokratiegefährdende Strategie. 
Ihr Ziel ist es, die Handlungsfähig-
keit des Parlaments zu blockieren 

und damit demokratischen Prozes-
se zu untergraben. Dadurch entsteht 
in der Öffentlichkeit der Eindruck, 
Landtag und Landesregierung sei-
en nur bedingt handlungsfähig. 
Obwohl das Gegenteil der Fall war. 
Denn sogar unter einer Rot-Rot-Grü-
nen Minderheitskoaltion konnten 
über 146 Gesetze in den letzten 5 Jah-
ren verabschiedet werden wie zur 
besseren Bezahlung von Regelschul-
lehrkräften, Hilfen bei der Energie-
krise oder der Verbesserung des Per-
sonalschlüssels im Kindergarten. 

„Sperrminorität“
Mit 32 von 88 Sitzen ist die AfD 

stärkste Kraft im Thüringer Land-
tag und stellt ein Drittel aller Ab-

geordneten. Sie hat damit die soge-
nannte „Sperrminorität“, die auch 
einer Minderheit Macht verleiht. 
Diese Sperrminorität gibt es bei al-
len Abstimmungen, bei denen eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit vorgesehen 
ist. Von den Verfassungseltern sind 
Zwei-Drittel-Mehrheiten eigentlich 
dazu gedacht worden, bei besonders 
wichtigen Angelegenheiten eine 
große Mehrheit hinter einer Ent-
scheidung zu vereinen. Jetzt kann 
die AfD, da sie mehr als ein Drittel 
der Abgeordneten stellt, durch ihre 
Sperrminorität Entscheidungen wie 
die Änderung der Verfassung der 
Wahl von Verfassungsrichter:innen 
blockieren. 

Wie weiter?
Die Parteien und Fraktionen im 

Thüringer Landtag stehen nun vor 

neuen Herausforderungen. Mit dem 
„Bündnis Sahra Wagenknecht (BSW) 
hat eine neue Partei die Thüringer 
Bühne betreten. Wie diese sich im 
Parlament verhalten wird und wel-
che politischen Projekte verfolgt 
werden, bleibt abzuwarten. Die CDU 
hat im Vergleich zur letzten Wahl 
kaum hinzugewonnen, aber steht als 
stärkste demokratische Partei doch 
vor der Herausforderung, die Regie-
rungsbildung zu gestalten. Stabile 
und demokratische Mehrheiten gibt 
es ohne Die Linke nicht. Und nun 
liegen die Aufgaben sehr konkret 
auf de Tisch. Bis spätestens zum 1. 
Oktober muss der neue Landtag zu-
sammenkommen und eine:n neue:n 
Landtagspräsident:in wählen. Und 

damit das Land Sicherheit 
und Stabilität bekommt, 
die es verdient bereitet die 
Landesregierung einen 
Haushalt vor, zu dem sich 
der Landtag verständigen 
muss. Hinzu kommt die 
Frage der Bildung einer 
neuen Regierung. 

Wir stehen zu unserer 
Verantwortung

Wie Christian Schaft in 
der ersten Fraktionssit-
zung klarstellt, stehen wir 
als Fraktion von Die Lin-
ke zu unserer Verantwor-
tung und werden dabei 

das Erreichte und unsere Ziele in 
den Mittelpunkt unserer Arbeit und 
der zu führende Gespräche stellen. 
Thüringen ist in den letzten zehn 
Jahren in vielen Bereichen große 
Schritte vorangekommen und dar-
an haben neben Ministerpräsident 
Bodo Ramelow, auch unsere Gesund-
heitsministerin Heike Werner, Bil-
dungsminister Helmut Holter und 
Landwirtschaftsministerin Susanna 
Karawanskij großen Anteil gehabt. 
Diese Erfolge lassen wir uns nicht 
nehmen, wir bauen auf ihnen auf! 
Wir arbeiten weiter an Bildung und 
Betreuung beitragsfrei, Gesundheit 
und Mobilität überall erreichbar 
und einem bezahlbaren Leben für 
alle in Thüringen. Das ist es was die 
Menschen in Thüringen zu recht er-
warten und wozu wir unseren Bei-
trag leisten werden.

In schwierigen Verhältnissen
Wie geht es jetzt weiter im Thüringer Landtag?
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Wann ist Volkswagen 
falsch abgebogen? Das 
fragt man sich als denken-

der Mensch angesichts der aktuel-
len Schlagzeilen, einen der weltweit 
führenden Fahrzeughersteller be-
treffend. Hatte der Konzern doch 
noch am 4. Juni 2024 insgesamt 4.5 
Mrd. Euro für das Geschäftsjahr 
2023 an seine Aktionäre ausgeschüt-
tet, ließ VW diese Woche verkün-
den, dass man erstmals überhaupt 
in Deutschland Fabriken schließen 
und Arbeitsplatzgarantien kündi-
gen wolle. Ziel, unbedingt Kosten 
einsparen. Damit gerät nun auch die 
Thüringer Automobilzulieferindust-
rie mit ihren rund 65.000 Arbeits-
plätzen immer weiter unter Druck. 

Wäre VW im Frühjahr ehrlich gewe-
sen und hätte die Erwartungen nach 
unten korrigiert, wäre diese Ehr-
lichkeit an den Börsen hart bestraft 
worden. Jetzt, mit dem Argument 
der Werksschließungen im Rücken, 
lässt sich wunderbar Druck auf die 
bisher gut gestellte Arbeiterschaft 
des Weltkonzerns und die unzähli-
gen Zuliefererbetriebe ausüben. Frei 
nach dem Motto: Uns geht’s schlecht, 
lasst uns gemeinsam den Gürtel en-
ger schnallen.

Dabei sind die Probleme des 
VW-Konzerns und der gesamten 

deutschen Automobilindustrie haus-
gemacht. Lange hat man den Ein-
stieg in die neuen Antriebsformen 
verschlafen und am „Zukunftsmo-
dell Diesel“ festgehalten. Statt mit 
den chinesischen Automobilherstel-

lern im Bereich E-Mobilität Schritt 
zu halten, bekämpft man europaweit 
lieber den Stopp für die Neuzulas-
sung von Autos mit Verbrennermoto-
ren. Gepaart mit einer elektroskepti-
schen Käuferschaft in Deutschland, 
geraten VW und Konsorten weltweit 
immer weiter ins Hintertreffen. Die 
Weltspitze gehört innovativen Un-
ternehmen, dazu gehört VW gerade 
nicht.

Stottert der Wirtschaftsmotor 
Deutschland, sind davon auch die 
vielen Thüringer Zulieferer direkt 
betroffen. Der Abbau von Produkti-

onskapazitäten und Arbeitsplätzen 
die traurige Folge. Für die Fraktion 
von Die Linke und ihren wirtschafts-
politischen Sprecher Andreas Schu-
bert steht deshalb fest: „Wer den 
Fortschritt der E-Mobilität leugnet, 
riskiert die Zukunft unserer Auto-
mobilindustrie!“ Darüber hinaus ist 
eine sozial-ökologische Industrie-
strategie für eine umfassende Ver-
kehrswende dringend notwendig 
– eine, die über den bloßen Antriebs-
wechsel hinausgeht. Nach unserer 
Auffassung sollten Gewerkschaften, 
Umweltverbände, Industrie und Po-
litik auf europäischer sowie natio-
naler Ebene gemeinsam an einem 
zukunftsweisenden Plan für die Mo-
bilitätswende arbeiten. Schubert 
erklärt: „Wir brauchen eine faire 
Transformation.“

Unfair gegenüber Arbeitern bei 
VW und den Zulieferern in Thürin-
gen ist es jedoch, dem Unternehmen 
erst durch Dividenden das so drin-
gend benötigte Kapital zu entziehen 
und dann mit dem Loch im Geld-
beutel bei der eigenen Belegschaft 
und den Zulieferern auf „klammen 
Klaus“ zu machen.

Deshalb gilt für uns: Wer Staats-
hilfen in Anspruch nimmt, darf da-
von keine Dividenden ausschütten 
und wer Dividenden ausgeschüttet 
hat, muss auf staatliche Hilfen ver-
zichten.  

VW-Krise: 
Ampel-Regierung muss endlich  
Hausaufgaben machen

—

„Für uns gilt: Wer Staats-
hilfen in Anspruch nimmt, 
darf davon keine Dividen-
den ausschütten und wer 
Dividenden ausgeschüttet 
hat, muss auf staatliche 
Hilfen verzichten. “
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Die Diskussion um den  
Mindestlohn flammt in 
Deutschland immer wie-

der auf. Während die Lebenshal-
tungskosten steigen, verharren 
die Löhne vielerorts auf einem 
Niveau, das nicht einmal das 
Existenzminimum sichert. In 
diesem Zusammenhang erneuert 
die Fraktion Die Linke im Thü-
ringer Landtag ihre Forderung 
nach einer Erhöhung des Min-
destlohns auf 15 Euro. „Die For-
derung ist absolut berechtigt und 
längst überfällig“, so Lena  
Saniye Güngör, Sprecherin für 
Arbeitspolitik der Fraktion. Sie 
hebt besonders die Relevanz für 
den ostdeutschen Raum hervor, 
wo Niedriglöhne nach wie vor 
den Alltag vieler Beschäftigter 
prägen.

Der Mindestlohn als Schutz gegen 
Armut

Die Einführung des Mindestlohns 
im Jahr 2015 war ein Meilenstein in 
der Arbeitsmarktpolitik Deutsch-
lands. Doch seither hat sich gezeigt, 
dass die Anpassungen nicht mit den 
Preisentwicklungen mithalten konn-
ten. Die derzeitige Höhe des Min-
destlohns reicht nicht aus, um den 
Arbeitnehmer:innen eine sichere 
Existenz zu garantieren. Dies betrifft 
besonders Beschäftigte in prekären 
Arbeitsverhältnissen und Branchen, 
die traditionell schlecht bezahlt wer-
den.

Für Die Linke steht fest: Der Min-
destlohn muss existenzsichernd 
sein. „Ein Lohn, der nicht ausreicht, 
um die Grundbedürfnisse zu de-
cken, ist ein Armutslohn“, erklärt 
Güngör. Besonders in Thüringen sei 
dies ein drängendes Problem, da der 
Freistaat weiterhin eine der höchs-
ten Quoten an Niedriglohnempfän-
ger:innen aufweist. Hier verdienen 
viele Menschen weniger als zwei 

Drittel des mittleren Lohns, was sie 
in eine Abhängigkeit von zusätzli-
chen staatlichen Leistungen bringt. 
Die Linke sieht in einer Anhebung 
auf 15 Euro daher nicht nur einen 
Schritt in Richtung Gerechtigkeit, 
sondern auch eine notwendige Maß-
nahme, um die wachsende Ungleich-
heit zu bekämpfen.

Ostdeutschland besonders betrof-
fen

Ein zentrales Argument für die 
Anhebung des Mindestlohns betrifft 
die strukturellen Unterschiede zwi-
schen Ost- und Westdeutschland. 
Auch drei Jahrzehnte nach der Wie-
dervereinigung gibt es noch immer 
erhebliche Lohnunterschiede. Diese 
sind vor allem im Niedriglohnsektor 
gravierend. Während die Lebenshal-
tungskosten in vielen ostdeutschen 
Städten inzwischen nahezu das 
westdeutsche Niveau erreicht ha-
ben, stagnieren die Löhne weiterhin 
auf einem niedrigen Level.

Für Thüringen bedeutet dies: Eine 
flächendeckende Erhöhung des Min-
destlohns auf 15 Euro könnte hier 
besonders spürbare Effekte erzie-
len. Durch das Anheben des Min-
destlohns würden nicht nur die un-
mittelbar betroffenen Beschäftigten 
profitieren. Auch die Löhne knapp 
oberhalb der Mindestlohngrenze 
könnten angehoben werden, wo-
durch das gesamte Lohngefüge nach 
oben verschoben würde. „Dies ist 
von entscheidender Bedeutung für 
Ostdeutschland“, betont Güngör. Auf 
Landesebene, dort wo wir es können, 
haben wir den Vergabemindestlohn 
gemeinsam mit unseren Partnern 
bereits erhöht.

Der Kampf gegen den Niedriglohn-
sektor

Neben der reinen Erhöhung des 
Mindestlohns fordert Die Linke eine 
grundlegende Veränderung der Ar-
beitsmarktpolitik, um den Niedrig-
lohnsektor nachhaltig zu bekämp-
fen. Der Niedriglohnsektor ist in 

Deutschland ungewöhnlich groß. 
Nahezu jede:r fünfte Beschäftigte 
ist im Niedriglohnsektor tätig. Be-
sonders betroffen sind Frauen, Men-
schen mit Migrationshintergrund 
und Beschäftigte in Teilzeit oder be-
fristeten Arbeitsverhältnissen.

Die Linke setzt sich dafür ein, 
prekäre Arbeitsverhältnisse abzu-
schaffen und allen Menschen eine 
faire Bezahlung zu ermöglichen. Ein 
Mindestlohn von 15 Euro ist hier-
für ein wichtiger Schritt. Doch auch 
Tarifverträge müssen wieder stär-
ker gefördert und deren Allgemein-
verbindlichkeit erhöht werden, um 
Lohndumping zu verhindern. Denn 
ein starker Mindestlohn schützt 
nicht nur die Schwächsten am Ar-
beitsmarkt, sondern stärkt auch die 
Verhandlungsposition der Gewerk-
schaften und Arbeitnehmer:innen 
insgesamt.

Zukunftsweisende Arbeitsmarkt-
politik

Die Forderung nach einem Min-
destlohn von 15 Euro ist dabei Teil 
einer umfassenden Strategie der 
Linken, die Arbeitswelt gerechter zu 
gestalten. Neben der Bekämpfung 
des Niedriglohnsektors setzt sich die 
Partei für die Einführung eines all-
gemeinen Arbeitszeitverkürzungs-
modells bei vollem Lohnausgleich 
ein. Die Idee: Menschen sollen we-
niger arbeiten, aber dafür besser 
bezahlt werden. Durch eine gerech-
tere Verteilung der Arbeit könnten 
so nicht nur Arbeitsplätze gesichert, 
sondern auch die Produktivität ge-
steigert werden.

Für Thüringen bedeutet dies, dass 
Die Linke weiterhin darauf hinarbei-
ten wird, dass Arbeit wieder wert-
geschätzt wird – und zwar nicht nur 
ideell, sondern vor allem finanziell. 
„Gute Arbeit muss gut bezahlt wer-
den“, fasst Güngör zusammen. „Ein 
Mindestlohn von 15 Euro ist das Min-
deste, was wir den Beschäftigten in 
Thüringen und ganz Deutschland 
schuldig sind.“

Überfällige Mindestlohnerhöhung: 

15 Euro als notwendiger Schritt 
gegen Niedriglohnsektor
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12 Punkte für ein gutes Leben
Die Fraktion Die Linke und ihre Abgeordneten haben von der Partei den 
Auftrag erhalten in den ersten 90 Tagen nach der Konstituierung des 
neuen Landtags – also in den ersten zwölf Wochen der neuen Legislatur 
– Initiativen zu folgenden Vorschlägen auf den Weg zu bringen, um das 
Leben der Menschen in Thüringen schnell besser zu machen. Dazu wird 
sie bei den demokratischen Parteien um Zustimmung für diese Vorschlä-
ge werben und besonders die Unterstützung in weiten Teilen der Gesell-
schaft und bei Sozialverbänden, Gewerkschaften und wichtigen Interes-
senvertretungen für diese Initiativen hervorheben.

Wir bauen Brücken
	■    �Alle Kinder haben einen Anspruch darauf, 

durch gute Bildung die Chance auf ein selbst-
bestimmtes Leben zu erhalten. Das gilt von 
Anfang an. Darum setzen wir uns dafür ein, 
die frühkindliche Bildung Schritt für Schritt 
gebührenfrei zu machen. In den vergangenen 
Wahlperioden konnten wir bereits die letzten 
beiden Kindergartenjahre beitragsfrei stellen. 
Nun wird die Einführung des dritten beitrags-
freien Kindergartenjahres ein weiterer wichti-
ger Schritt hin zu unserem Ziel der beitragsfrei-
en Bildung und Betreuung sein.  

	■    �Mit einer Reform des Lehramtsstudiums reagie-
ren wir auf die veränderten Rahmenbedingun-
gen für schulische Bildung und den bundeswei-
ten Lehrer:innenmangel: Wir wollen längeres 
gemeinsames Lernen stärken, in dem die Aus-
bildung von Lehrer:innen nach Schulstufen 
anstatt nach Schularten erfolgt. Der Start des 
Dualen Lehramtstudiums war sehr erfolgreich, 
weswegen wir darauf aufbauen wollen und den 
Ausbau dieses Modells vorbereiten und durch 
die Einbeziehung weiterer Hochschulen die 
Lehramtsausbildung stärken.

	■   �In einer hochqualitativen und erfolgreichen 
Ausbildung liegt der Schlüssel für den beruf-
lichen Erfolg und ein wichtiger Ansatzpunkt 
zu Bewältigung des Fachkräftemangels. Daher 
müssen wir die Rahmenbedingungen für die 
berufliche Ausbildung in Thüringen verbes-
sern. Wir wollen die Schaffung eines Auszubil-
dendenwerkes in Thüringen voranbringen und 
dazu einen Dialogprozess zur Konzeption unter 
Beteiligung der Gewerkschaften, Jugendaus-
zubildendenvertretungen, Kammern und dem 
Land initiieren.

	■   �Die Arbeit von Lehrer:innen ist durch Verände-
rungsprozesse im schulischen Umfeld in den 
letzten Jahren deutlich anstrengender und for-
dernder geworden. Neben dem Lehrer:innen-
mangel sind hier die zunehmende Heterogenität 
in der Schülerschaft sowie die Digitalisierung 
ausschlaggebend. Mit einem flächendeckenden 
Ausbau der Schulverwaltungs- und pädagogi-
schen Assistenzen wollen wir für Entlastung 
und Unterstützung von Lehrkräften sorgen.
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Wir schaffen Zugang
	■   �Wohnen ist ein existenzielles Bedürfnis, wes-

wegen wir es als unsere Aufgabe ansehen 
bezahlbare Wohnungen für breite Teile der 
Gesellschaft zu sichern. Die Gründung einer 
landeseigenen Wohnungsbaugesellschaft soll 
dazu beitragen und das Ziel verfolgen bis 2030 
1.500 Wohnungen 10.000 bis 2040 zu günstigen 
Preisen anzubieten. Wir starten mit der Erar-
beitung eins Konzepts zur Errichtung der Lan-
desgesellschaft, denn bezahlbares Wohnen ist 
ein Menschenrecht! 

	■   �Wir wollen in Thüringen eine flächendeckende 
und bezahlbare Mobilität, welche alle vom Dorf 
in die Stadt, zum Einkauf oder zur Arztpraxis 
bringt. Das 9-Euro-Ticket hat gezeigt, wie groß 
der Wunsch nach einem kostengünstigen öf-
fentlichen Nahverkehr ist. Daher werden wir 
die Grundlage zur Einführung eines 28-Eu-
ro-Ticktes für Menschen bis zum 28. Lebens-
jahr schaffen, als Schritt zu einer sozialen und 
ökologischen Verkehrswende – bezahlbar und 
erreichbar! 

	■   �Das Landesprogramm „AGATHE – älter werden 
in der Gemeinschaft“ war in der vergangenen 
Wahlperiode ein großer Erfolg, indem es sich 
insbesondere an alleinlebende Senior*innen 
wendet und ihnen durch speziell geschulte 
Fachkräfte Unterstützungsangebote bietet. Da-
mit Menschen im Alter besser unterstützt sowie 
vor Einsamkeit geschützt werden und stärker 
am gesellschaftlichen Leben teilnehmen kön-
nen, werden wir AGATHE nun weiter ausbauen. 
Das Ziel ist, dass das Programm in allen Thürin-
ger Regionen angeboten werden kann und die 
Finanzierung verstetigt wird.

	■   �Die medizinische Versorgung muss wohnort-
nah und mit kurzen Wegen erfolgen, wofür wir 
ein zuverlässiges Netzwerk an Versorgungs-
strukturen benötigen. Wir werden ein Konzept 
vorlegen, wie dies durch den Schutz von Kran-
kenhäusern als Gesundheitsstandorte, den Aus-
bau von kommunalen Versorgungszentren als 
Landambulatorien, Gesundheitskiosken und 
dem Programm VERAH (Gemeindeschwestern) 
entstehen kann.

Wir schützen, was zählt
	■   �Um unsere Kinder wirklich vor Armut zu schüt-

zen, muss die Bundesregierung eine wirksame 
Kindergrundsicherung einführen. Ebenso kön-
nen wir die dringend notwendige solidarische 
Rentenversicherung, die niemanden im Os-
ten benachteiligt und vor Altersarmut schützt, 
nicht allein in Thüringen einführen. Daher wer-
den wir Anträge für eine Gerechtigkeitswende 
auf der Bundesebene im Bundesrat einbringen, 
um Tempo zu machen.

	■   �Die Nahrungsmittelproduktion sollte möglichst 
regional stattfinden und sichere Arbeitsplätze 
bieten. Damit Boden nicht zum Spekulations- 
und Renditeobjekt wird, legen wir ein Agrar-
strukturgesetz vor. Denn Ackerland gehört in 
die Hände von Landwirt:innen und der Zugriff 
von Spekulanten muss gestoppt werden. In-
dem das Agrarstrukturgesetz den Erwerb land-
wirtschaftlicher Flächen durch nichtlandwirt-
schaftliche Investoren über Anteilsverkäufe 
beschränkt, wird überhöhten Preise an den Bo-
den- und Pachtmärkten entgegengewirkt.

	■   �Zuwanderung gestalten statt Abschottung: Wir 
werden einen Vorschlag für eine zentrale Lan-
deszuwanderungsbehörde vorlegen, um alle 
Maßnahme zur Anerkennung von Berufsab-
schlüssen, Erteilung von Visa und einheitlichen 
Verfahrensrichtlinien für die Erteilung von 
Aufenthaltserlaubnissen zu bündeln.

	■   �Der Industrie-, Wirtschafts- und Wissenschafts-
standort Thüringen steht vor großen Heraus-
forderungen. Wenn Unternehmen auf dem Weg 
zu klimaneutralen Produktion, der Entwick-
lung neuer Produkte oder bei Strukturverän-
derungen unsere Unterstützung brauchen, 
helfen wir ihnen die Zukunft zu gestalten und 
Arbeitsplätze zu sichern. Dazu werden wir ei-
nen Maßnahmenplan zur Umsetzung unserer 
Industriebeteiligungsstrategie und eines Trans-
formationsfonds vorlegen. Nur gemeinsam mit 
den Beschäftigten, unter Mitwirkung der Ge-
werkschaften und koordiniert mit den Kommu-
nen können wir diesen Wandel gerecht gestal-
ten.
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In der ersten Fraktionssitzung 
nach der Landtagswahl stand 
neben einer ersten Analyse 

des Wahlergebnisses die Begrü-
ßung der neuen Abgeordneten 
Ulrike Grosse-Röthig, Jens Tho-
mas und Linda Stark auf der Ta-
gesordnung. Wir werden sie mit 
ihren thematischen Schwerpunk-
ten in den nächsten Ausgaben 
des Parlamentsreports vorstel-
len. 

Zudem dankten der Fraktionsvor-
sitzende Steffen Dittes sowie die 
Landesvorsitzenden Ulrike Gros-
se-Röthig und Christian Schaft den 
ausscheidenden bisherigen Mitglie-
dern der Landtagsfraktion: Birgit 
Pommer, André Blechschmidt, Dr. 
Gudrun Lukin, Torsten Wolf, Ute Lu-
kasch, Knut Korschewsky, Dr. Marit 
Wagler, Dr. Iris Martin-Gehl, Kati En-
gel. 

Auf ihre Arbeit in der endenden 
Wahlperiode haben wir bereits in der 

letzten Ausgabe des Parlamentsre-
ports zurückgeblickt. Danach konn-
te sich die Fraktion bei den Abge-
ordneten, welche nicht erneut in den 
Thüringer Landtag gewählt wurden, 
für ihre Arbeit bedanken und auf die 
gemeinsame Zeit zurückblicken: 

Egal ob Kriminalpolizei, Tauch-
ergruppe oder Hundestaffel, als in-
nenpolitischer Sprecher der Frakti-
on war es  Sascha Bilay  wichtig, mit 
den Polizist:innen ins direkte Ge-
spräch zu kommen und so konkrete 
Änderungsbedarfe zu erkennen und 
umzusetzen, etwa schnellere Sanie-
rungen oder gerechtere Zulagen. 

Als Sprecherin für Katastrophen-
schutz und Feuerwehr setzte sich  
 Donata Vogtschmidt  für stärke-
re Prävention ein, etwa indem das 
Ein-Prozent-Ziel (ein Prozent der 
Thüringer:innen im Notfall zügig 
versorgen und betreuen zu können) 
parlamentarisch manifestiert wur-
de, um bspw. vor Hochwassergefah-
ren zu schützen. 

Die vergangene Wahlperiode war 
besonders durch die Corona-Pan-
demie gekennzeichnet, in deren Be-
wältigung sich insbesondere  Ralf  
 Plötner  als gesundheitspolitischer 
Sprecher verdienstvoll eingebracht 
hat; ebenso im Bereich der Pflege 
konnte die Fraktion durch seine Ar-

„Jedem Ende wohnt ein Anfang inne“ 
Auftakt und Abschiede bei der letzten Sitzung der 7. Legislatur

Herzlichen Dank für eure Arbeit in der Fraktion!  
Mit dem Abschied von Ralf Kalich und Karola Stange geht auch eine Ära zu Ende.

Generationenwechsel: Ministerpräsident Bodo Ramelow mit dem alten und dem neuen Fraktionsvorsitzenden  
Steffen Dittes (rechts) und Christian Schaft (links).
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beit die Rahmenbedingungen für 
eine menschenwürdige und an den 
individuellen Bedürfnissen ausge-
richtete Pflege und Betreuung ver-
bessern.

 Karola Stange , Sprecherin für 
Gleichstellung, Behindertenpolitik 
und Soziales, hat mit dem Landes-
programm »Akzeptanz und Viel-
falt« die Gleichstellungspolitik in 
Thüringen um die Perspektiven von 
LGBTIQ* ergänzt und für eine um-
fassende Umsetzung der UN-Behin-
dertenrechtskonvention gekämpft. 

Nach dem Erfolg der Beitragsfrei-
heit für die letzten beiden Kindergar-
tenjahre hat  Daniel Reinhardt  nicht 
nur für die vollständige Beitrags-
freiheit gestritten, sondern mit der 
Erhöhung der Betreuungsschlüssel 
auch die Qualität gesteigert und mit 
der Einführung der praxisorientier-
ten Ausbildung die Rahmenbedin-
gungen des Erzieherberufs deutlich 
verbessert. 

Ergänzend zum bereits erwähnten 
Landesprogramm „Solidarisches Zu-
sammenleben der Generationen“ hat 
 Cordula Eger  sich für unsere Famili-
enpolitik starkgemacht, welche sich 
an den Bedürfnissen der Menschen 
orientiert und mithilfe des Landesfa-
milienförderplans die überörtlichen 
Maßnahmen der Familienförderung 
unterstützt. 

 Philipp Weltzien  hat sich als Spre-
cher für Digitalisierung besonders 
für die Digitalisierung der öffentli-
chen Verwaltung interessiert und 
sich zudem in die Entwicklung der 
Schulcloud eingebracht.

 Patrick Beier  konnte als verbrau-
cherschutzpolitischer Sprecher 
besonders während der Energie-
preiskrise in der vergangenen Wahl-
periode die Bedeutung der Bera-
tungsstellen zum Energieverbrauch 
sowie Insolvenzberatung für Ver-
braucher:innen stärken. 

Für die nachhaltige und zukunfts-
gerichtete Landesentwicklung hat 
sich  Ralf Kalich  besonders bei der 
Änderung des Landesplanungsge-
setzes eingesetzt, welches nun mehr 
Möglichkeiten zur Bürgerbeteili-
gung bietet und ebenso bei der Teil-
fortschreibung des Landesentwick-
lungsprogramms Schwerpunkte für 
die strukturelle Zukunft des Landes 
gesetzt.

Die Fraktionssitzung war zudem 
von den Eindrücken des Wahlergeb-
nisses und der anhaltend schwie-
rigen politischen Verhältnisse in 
Thüringen geprägt. Der Abgeordne-

te Christian Schaft stellte klar, dass 
„wir als Fraktion mit 12 Abgeordne-
ten zusammenstehen und uns durch 
gestreute Gerüchte und Abwerbe-
versuche anderer Fraktionen nicht 
auseinanderdividieren lassen“. Mit 
dem 90-Tage-Programm der Partei 
habe die Fraktion nun den klaren 
Auftrag, in den kommenden Wochen 
und Monaten Schwerpunkte in der 
parlamentarischen Arbeit zu setzen.

Daniel Reinhardt, Sozialassistent und 
Erzieher, stand stets für gute Bildung

Philipp Weltzien gab alles für Digitalisie-
rung und Datenschutz

Eine Blume zum Abschied für den lang-
jährigen PGF André Blechschmidt

Familien waren ihre Herzensangelegen-
heit: Cordula Eger (rechts)

Besonders zu Corona-Zeiten unter Dauerbelastung: Ralf Plötner,  
Sprecher für Gesundheit und Pflege

Applaus gab es auch von Birgit Pommer, 
erste Linke Landtagspräsidentin

Patrick Beier (links) und Sascha Bilay 
(hinten, Archiv)

Donata Vogtschmidt war zuständig für 
Brand- und Katastrophenschutz
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Am 13. September, hat die 
Fraktion Die Linke im 
Thüringer Landtag nach 

der Mandatsannahme der Abge-
ordneten ihre konstituierende 
Sitzung durchgeführt und die 
grundlegenden personellen und 
inhaltlichen Weichenstellungen 
für die achte Legislaturperiode 
vorgenommen. 

Neben organisatorischen Fragen 
standen auch die Wahl des neuen 
Vorstandes der zwölfköpfigen Frak-
tion und erste parlamentarische Ini-
tiativen auf der Tagesordnung.

Christian Schaft ist neuer Frakti-
onsvorsitzender und folgt damit auf 
den ausscheidenden Steffen Dittes, 
Katja Maurer wurde erneut zur stell-
vertretenden Fraktionsvorsitzenden 
und Katja Mitteldorf zur Parlamenta-

rischen Geschäftsführerin gewählt. 
Die drei traten im Anschluss an die 
Sitzung vor die Presse und stellten 
Personen und erste Initiativen für 
die achte Legislaturperiode vor.

In ihrer konstituierenden Sitzung 
hat sich die Fraktion auf drei wich-
tige Vorhaben aus dem 90-Tage-Pro-
gramm der Partei verständigt, die 
angepackt werden. 

Nicht nur die Probleme bei VW 
zeigen, dass es eine Investitions-
offensive für den Industrie-, Wirt-

schafts- und Wissenschaftsstandort 
Deutschland braucht, um die Zu-
kunftsherausforderungen bewälti-
gen zu können und die Arbeitsplät-
ze in der Thüringer Automobil- und 
Zuliefererindustrie zu sichern: „Wir 
werden deshalb einen Maßnahmen-
plan zur Umsetzung unserer Indus-
triebeteiligungsstrategie und eines 
Transformationsfonds vorlegen. 
Unser Ziel ist die Gestaltung der Zu-
kunft wie in der Thüringer Automo-
bilindustrie mit den Beschäftigten, 

Einig in die 8. Legislatur
Bericht zur konstituierenden Sitzung der neuen Landtagsfraktion
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#GutZuWissen
Was sind die Unterschiede zwi-
schen Parteien und Fraktionen?

Parteien, in unserem Fall Die Linke 
Thüringen, sind politische Organi-
sationen außerhalb der Parlamen-
te, sie streben Wahlen an und sind 
für die politische Willensbildung 
der Bürger zuständig.

Fraktionen sind Gruppen von 
Abgeordneten innerhalb der Par-
lamente, die die Interessen ihrer 
Parteien vertreten und politisch 
zusammenarbeiten, Anträge stel-
len, Gesetzesinitiativen einbringen 
und mitgestalten und schlussend-
lich abstimmen.

Man kann also sagen, dass Par-
teien hauptsächlich für den politi-
schen Wahlkampf und die Willens-
bildung zuständig sind, während 
die Fraktionen im Parlament die 
praktische politische Arbeit über-
nehmen.

nicht ohne sie,“ erklärte der Frakti-
onsvorsitzende Christian Schaft vor 
den Pressevertreterinnen.

Die stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende und Erfurter Abgeordnete 
Katja Maurer sieht die große gesell-
schaftliche Sprengkraft in steigen-
den Mieten und knapper werdendem 
Wohnraum in den Städten und die 
Nutzung von Leerstand in anderen 
Regionen und stellte den Vorschlag 
der Linken zu einer Landeswoh-
nungsgesellschaft vor: „Als Fraktion 
haben wir das Ziel, damit 1.500 Woh-
nungen bis 2030 und 10.000 Wohnun-
gen bis 2040 zu günstigen Preisen 
anzubieten. Wir starten mit der Erar-
beitung eines Konzeptes zur Errich-
tung der Landeswohnungsgesell-
schaft, denn bezahlbares Wohnen 
ist ein Menschenrecht und schafft 
Sicherheit in den Leben vieler Men-
schen hier im Freistaat“.

Neben den Themen Wohnen und 
Wirtschaft sieht die Fraktion eine 
große Aufgabe für die kommenden 
Jahre darin, die Situation der Auszu-
bildenden und ausbildenden Betrie-
be weiter zu verbessern. „Deshalb 

wollen wir die Schaffung eines Aus-
zubildendenwerkes in Thüringen vo-
ranbringen. Wir wollen dazu einen 
Dialogprozess zur Erarbeitung einer 
Konzeption unter Beteiligung der 
Gewerkschaften, Jugendauszubil-
dendenvertretungen, Kammern und 
dem Land initiieren. Nachdem nicht 
nur Bodo Ramelow sondern auch 
Kammern, Gewerkschaften und Ma-
rio Voigt im Wahlkampf bereits seine 
Unterstützung signalisiert hat, kom-
men wir hier bestimmt schnell vo-
ran“, erklärte die Abgeordnete und 
Parlamentarische Geschäftsführe-
rin Katinka Mitteldorf am Mittag in 
Erfurt.

„In den letzten 10 Jahren haben wir 
vieles erreicht, was es zu verteidigen 
gilt und auch das ist Teil unserer Ver-
antwortung. Ein Zurück wollen wir 
nicht. Wir legen jetzt die Grundlage 
für eine starke Linke und erkennbar 
progressive politische Kraft in Thü-
ringen“, erklärt der Fraktionsvorsit-
zende abschließend.

Neben diesen personellen und in-
haltlichen Fragen hat die Fraktion 
heute auch ihre Sprecher:innenfunk-
tionen, Politikfelder und Arbeits-
bereiche definiert. Eine Übersicht 
über die Sprecherfunktionen un-
serer Abgeordneten finden Sie auf 
der Rückseite.

Gelassen bleiben: Auch Bodo Ramelow 
gewann ein Direktmandat in Erfurt

Auch neu dabei: Jens Thomas errang ein 
Direktmandat für den Landtag in Jena

Ebenfalls direkt gewählt: Lena Saniye 
Güngör ist wieder Mitglied des Landtags

Zeit für ein Selfie nach der Mandatsun-
terzeichnung

Neu im Landtag: Linda Stark schaffte es 
als Kandidatin der Linksjugend

Am Morgen des 13. Septembers fand die 
Mandatsunterzeichnung statt

Ulrike Grosse-Röthig, Co-Landesvorsit-
zende, gewann direkt in Weimar

Landeswahlleiter Dr. Holger Poppenhä-
ger sorgte für den reibungslosen Ablauf
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Die Linke Fraktion im Thüringer Landtag
Unsere zwölf Abgeordneten mit ihren neuen Sprecherfunktionen

 Christian Schaft 
Fraktionsvorsitzender; Sprecher für Wis-

senschaft und Erwachsenenbildung

 Ronald Hande 
Sprecher für Haushalt, Finanzen und 

Innenpolitik

 Bodo Ramelow 
Sprecher für Religion, Aufarbeitung und 

Verwaltungsmodernisierung

 Jens Thomas 
Sprecher für Umwelt, Energie, Klima, 
Verbraucherschutz und Petitionen

 Andreas Schubert 
Sprecher für Wirtschaft, Tourismus, Ver-

kehr, Mobilität und Sport

 Lena Saniye Güngör 
Sprecherin für Arbeit, Gewerkschaften, 
Gleichstellung, Gesundheit und Pflege

 Katharina König-Preuss 
Sprecherin für Antifaschismus, Zuwan-
derung, Migration, Digitales und Netz-

politik

 Anja Müller 
Sprecherin für Wohnen Landwirtschaft, 
Forst, Demokratie, Landesentwicklung 

und AG Ost

 Linda Stark 
Sprecherin für Kinder, Jugend und Aus-

bildungspolitik

 Ulrike Grosse-Röthig 
Sprecherin für Bildung (Frühkindliche 

Bildung, Schule) und Justiz

 Katja Maurer 
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende; 
Sprecherin für Kommunen, Inklusion 

und Soziales

 Katja Mitteldorf 
Parlamentarische Geschäftsführerin; 
Sprecherin für Kultur, Medien, Europa 

und Queer


